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Das Projekt „Interkulturelle Öffnung in Kommunen“ (IKÖK)

wurde von November 2020 bis Juni 2022 im Verbund mit der

AWO - Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Nürnberg e.V. durchgeführt.

Das IKÖK-Projekt wird aus Mitteln des Asyl-, Migrations-

und Integrationsfonds (AMIF) kofinanziert.
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Nürnberg ist eine wachsende und stark von Diversität geprägte Stadt. Entsprechend der

daraus resultierenden Bedarfe, entwickelte die Stadt Nürnberg vor geraumer Zeit ein

strategisch ausgerichtetes Integrationsprogramm. Grundlage dieses Programms bilden

zehnLeitlinien,dieunterdemMotto„Vielfaltschätzen.Teilhabestärken.Zukunftgestal‐          

ten“ stehen und an denen sich Organisation und Struktur der Kommunalverwaltung

orientieren.

EntlangdieserLeitlinienfördertdieStadtNürnberggemeinsammitverschiedenenAk‐         

teurinnen und Akteuren aus Politik, Zivilgesellschaft, Migrantenorganisationen, Kirchen

undReligionsgemeinschaftendasgesellschaftlicheEngagementimThemenbereichInte‐      

gration. Damit wird der Wille zur interkulturellen Öffnung der Verwaltung bekräftigt,

welche die Weiterentwicklung von Strukturen, Abläufen und Angeboten im Sinne der

Bedürfnisse der Menschen in einer vielfältigen Stadtgesellschaft zum Ziel hat.

Das im Bildungsbüro der Stadt Nürnberg angesiedelte Projekt „Interkulturelle Öffnung in

Kommunen“ (IKÖK), das im Verbund mit der AWO – Arbeiterwohlfahrt Kreisverband

Nürnberge.V.durchgeführtwurdesetztandengenanntenstädtischenLeitlinienan.Da‐          

bei wurden in einem breit aufgestellten Beteiligungsprozess Handlungsempfehlungen

entwickelt,dieimEinklangmitLeitlinie4und7stehenundentsprechenddiegleichbe‐            

rechtigte Teilhabe und interkulturelle Orientierung des Personalwesens zum Ziel haben.

AlsVoraussetzungfürdieTeilhabeamgesellschaftlichenLeben,solltenstädtischeDienst‐         

leistungenfüralleBürgerinnenundBürgerleichtzugänglichsein.DerAbbauvonZu‐           

gangsbarrierenistdeshalbeinwichtigerAspektfürdenProzessderinterkulturellenÖff‐          

nung in Nürnberg. Um vorhandene Hürden identifizieren und bearbeiten zu können,

brauchteseinengemeinsamenDialogrelevantergesellschaftlicherAkteurinnenundAk‐        

teuren, wie zum Beispiel mit Migrantenorganisationen, Kammern, Sozialverbänden etc.

WievieleStädteinDeutschland,verändertsichNürnberglaufend–wirdgrößerundbun‐            

ter–undmittlerweilehatfastdieHälfteallerNürnbergerinnenundNürnbergereineei‐            

gene oder familiäre Zuwanderungsgeschichte. Diese Vielfalt der Stadtgesellschaft soll

sichinderVerwaltungwiderspiegelnundzwarinallenVerwaltungsbereichenundHier‐          

archieebenen – so das weitere Anliegen der Nürnberger Verwaltung.
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Leitlinie 4:
Gleichberechtigte
Teilhabe als Ziel

„Wir fördern die gleichberechtigte soziale,
gesellschaftliche und politische Teilhabe für
alle Bevölkerungsgruppen und ermutigen
alle unabhängig von ihrer Herkunft und
ihremAufenthaltsstatuszueineraktivenBe‐    
teiligung.WirsetzenunsfürgleicheBil‐     
dungschancen für alle in der Stadt lebenden
Menschen ein. Personen mit Benachteiligung
erhaltenbesondereFörderungundUnter‐   
stützung, zum Beispiel Sprachförderung.
Diese ist ein wesentliches und notwendiges,
aber nicht ausreichendes Handlungsfeld der
Integrationspolitik.DiekommunalenAnge‐  
bote orientieren sich nicht an ethnischen
Merkmalen oder an der Staatsangehörigkeit,
sondern an der Lebenslage der Menschen,
die hier ihren Lebensmittelpunkt haben.“

Leitlinie 7:
Interkulturelle Orientierung
des Personalwesens

„Wirsetzenunsdafürein,dasssichdieViel‐       
faltderStadtbevölkerungauchinderMitar‐     
beiterschaftihrerVerwaltungundderstädti‐    
schen Unternehmen widerspiegelt. Daher
bemühen wir uns aktiv um eine verstärkte
Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern mit Zuwanderungsgeschichte.
Die Stadt orientiert sich als Arbeitgeberin
undAnteilseignerinandervonihrunter‐     
zeichnetenChartaderVielfalt.Mehrspra‐   
chigkeitundinterkulturelleKompetenzwer‐   
den folglich auch bei Bewerbungen als
wertvolle Qualifikationen angesehen.“

ImIKÖK-ProjektbetrachtetenstadtinterneundexterneAkteurinnenundAkteurediebis‐         

herlaufendenÖffnungsmaßnahmenundbenanntenBedarfe.Aufwelchengrundlegen‐       

denGedankendieresultierendenHandlungsempfehlungenbasieren,stelltdieseBroschü‐       

re einleitend vor. Daran anschließend finden sich die Empfehlungen für die Verwaltung

mit dem Ziel der stärkeren Teilhabe und Personalgewinnung. Abschließend bietet die

Broschüre einen Einblick in das knapp zweijährige Projektgeschehen.

MitderBroschüresollenProzessundErgebnissedesIKÖK-Projektszunächstdokumen‐         

tiertunddamitderStadtverwaltungundderinteressiertenÖffentlichkeitbekanntge‐         

machtwerden.DieVerbreitungdieserErkenntnissesollImpulsefürkünftigeEntwicklun‐         

gen in Bezug auf die interkulturelle Öffnung der Stadt Nürnberg setzen.

Wir danken allen Beteiligten für ihre Mitwirkung und wünschen allen Leserinnen und

Lesern eine anregende Lektüre!

Ihr Bildungsbüro der Stadt Nürnberg
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1. Grundlegende Überlegungen
zu den Handlungsempfehlungen

Die nachfolgenden Aspekte sind im gemeinsamen Austausch mit den Beteiligten im

IKÖK-Projektprozess entwickelt worden, der in Kapitel 4 näher vorgestellt wird. Sie sollen

alseinführendeGrundlagedienen,umdieHandlungsempfehlungenfüreineInterkultu‐        

relle Öffnung der Kommune verständlich und nachvollziehbar einzuordnen.

Partizipation von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte

SowohlauswissenschaftlicherLiteraturalsauchausErfahrungsberichtenundDokumen‐        

tationenkommunalerProjektederInterkulturellenÖffnunggehthervor,dassdiePartizi‐         

pation der Zielgruppe für einen Öffnungsprozess unerlässlich ist. Im IKÖK-Projekt wurde

dieser Mehrwert von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auf mehreren Ebenen

deutlich.DieseliefertenwichtigeErkenntnissealssowohlBeraterinnenundBeraterauf‐         

grund ihrer jeweiligen Erfahrungen wie auch Multiplikatorinnen und Multiplikatoren für

ihre jeweiligen Netzwerke zur Erstellung der Handlungsempfehlungen. Beispielsweise

kamderHinweis,dasssozialeMedieneinebesondereRollefürdieErreichungvonMen‐            

schen mit Zuwanderungsgeschichte spielen. Aus dieser Projekterfahrung wuchs daher die

essenzielle Erkenntnis, dass die Zusammenarbeit mit migrantischen Netzwerken nicht nur

einenGelingensfaktorfürdieEntwicklungderHandlungsempfehlungendarstellt,son‐       

dern auch für deren Umsetzung. Daher ist die weitere Einbeziehung von internen und

externenmigrantischenNetzwerkenüberdasProjekthinauseinegrundsätzlicheHand‐        

lungsempfehlung. So kann die Partizipation in allen Handlungsempfehlungen der Kapitel

2 und 3 mitgedacht werden, ist jedoch punktuell explizit erwähnt.

Ansatz der kultursensiblen Verwaltungsarbeit

Im Rahmen der Handlungsempfehlungen für die interkulturelle Öffnung wird der Begriff

der„KultursensiblenArbeit“aufgegriffen.DieserAnsatzistausdemBereichderGesund‐          

heitsversorgungundderPflegeentlehnt,diebeiderEntwicklunginterkulturellerÖff‐         

nungskonzepte den Verwaltungen zeitlich voraus waren. Demnach nimmt kultursensible

Arbeit direkten Bezug auf die Handlungspraxis der einzelnen Mitarbeitenden. Neben der

Bedeutung der Haltung und sozialen Kompetenzen der Mitarbeitenden meint der Begriff

vor allem strategische Maßnahmen, die bestehende Unterschiede der Bürgerinnen und

Bürger berücksichtigen und auf individuelle Bedarfe eingehen (vgl. Bundesvereinigung

Lebenshilfe e.V., 2022). Diese auch in der Wissenschaft verankerte Überzeugung, die zur

AbleitungvonantidiskriminierendenMaßnahmendient,wirdaufdernachfolgendenAb‐        

bildung nachvollziehbar:
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DenHandlungsempfehlungenfüreineInterkulturelleÖffnungliegtdergeschilderteAn‐        

satzderkultursensiblenArbeitzugrunde.ÜberkultursensibleMaßnahmensolleineVer‐         

waltungssituationdesgleichenZugangsfürMenschenmitZuwanderungsgeschichteent‐       

stehen (Bild 2) und langfristig zu einer barrierefreien Verwaltung führen (Bild 3).

7

Aspekt der Unterschiedlichkeit von Gleichheit und Gerechtigkeit

Abbildung 1: DarstellungderpersönlichenZugängeinAbhängigkeitvonBarrierenundUnter‐        

stützungsangeboten (in Anlehnung an City for All Women Initiative, 2015, S.17).

Bild 1: Alle Personen erhalten die gleiche

Unterstützungundwerdendahergleichbe‐   

handelt. Allerdings haben die Personen einen

unterschiedlichen Zugang zum Spiel.

Bild 3: Alle Personen haben freien Zugang,

ohne Unterstützungsangebote. Dies ist durch

die Abschaffung systemischer Barrieren möglich.

Bild 2: Alle Personen erhalten unterschiedliche

Unterstützungenundhabendadurchdenglei‐    

chen Zugang zum Spiel.



Umsetzungshorizonte der Handlungsempfehlungen

DieeinzelnenHandlungsempfehlungensindmitunterschiedlichkomplexenRahmen‐      

bedingungenverbundenundhabendaherunterschiedlichezeitlicheHorizontederUm‐        

setzung.AlsFaktoristeinerseitszunennen,dassDienststellenundPersonalamtgemein‐          

sam für die interkulturelle Öffnung zuständig sind, vor allem hinsichtlich des Ziels der

Personalgewinnung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. Daher gilt es mit Blick

aufdieUmsetzungbeiallenEmpfehlungendienotwendigenAbstimmungs-undEnt‐         

wicklungsprozessezuberücksichtigen.AndererseitssindbeiderUmsetzungvonHand‐        

lungsempfehlungenauchdieunterschiedlichenGegebenheitendereinzelnenDienststel‐      

len zu beachten. Demnach wäre es sinnvoll, wenn sich die Dienststellen individuell mit

denHandlungsempfehlungenauseinandersetzen,umangepassteMaßnahmenzurinter‐      

kulturellen Öffnung zu entwickeln.

Überprüfung der rechtlichen Möglichkeiten

Die gesetzlichen Grundlagen, an welche die Verwaltungsarbeit gebunden ist, stellt einen

wichtigen Aspekt zur Einordnung der weiteren Kapitel dar. Vor allem im Personalbereich

sinddieAbläufe,wiebeispielsweisedieGestaltungderStellenausschreibungen,gesetz‐        

lich geregelt. Um das Ziel von mehr Personal mit Zuwanderungsgeschichte erreichen zu

können,habensichauchLandesverwaltungenmitdengesetzlichenGrundlagenausein‐        

andergesetzt und nach Möglichkeiten zur Verbesserung der Chancen von Menschen mit

ZuwanderungsgeschichteimÖffentlichenDienstgesucht.Beispielsweiseinderrechtswis‐       

senschaftlichenStellungnahme„MöglichkeitenzurVerbesserungderChancenvonPerso‐       

nen mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst“ des Ministeriums für Integration

inBaden-Württemberg.UmauchinderStadtNürnbergdieMöglichkeitenzurinterkultu‐          

rellen Öffnung ausschöpfen zu können, könnte die Verwaltung im Austausch das Wissen

und die Erfahrungen nutzen oder bei Bedarf die Auseinandersetzung mit den rechtlichen

Möglichkeiten selbst forcieren.
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2. Handlungsempfehlungen zum Ziel
„Beitrag zur Erhöhung des Anteils an
Personal mit Zuwanderungsgeschichte“

9

ImLaufedesProjektgeschehenshabensichunterschiedlicheHerangehensweisenheraus‐       

kristallisiert, die dazu beitragen können, mehr Personal mit Zuwanderungsgeschichte zu

gewinnen und zu halten. Die nachfolgenden Empfehlungen (siehe Abbildung: 2) können

die bisherigen Maßnahmen der Stadt Nürnberg sowie deren Konzept InterkulturelleÖff‐

nung der Verwaltung ergänzen.

Übersicht der Empfehlungsfelder

Kultursensible

Bewerbungsverfahren

Evaluierung

Kultursensible

Personalbindung/

-entwicklung

Zielgruppen-

spezifisches

Personalmarketing

Beitrag zur Erhöhung
des Anteils

an Personal mit
Zuwanderungsgeschichte

Abbildung 2: Darstellung der Empfehlungsfelder, in denen Handlungsempfehlungen zur

Erhöhung des Anteils an Personal mit Zuwanderungsgeschichte vorgeschlagen werden.
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2.1. Zielgruppenspezifisches Personalmarketing

Zielgruppenspezifische Maßnahmen im Bereich des Personalmarketings sind besonders

wichtig, um Menschen mit Zuwanderungsgeschichte zu einer Bewerbung zu motivieren.

Bekanntmachung der Interkulturellen Öffnung der Kommune

Die Bestandsaufnahme hat gezeigt, dass das Ziel die bisherigen Maßnahmen zur Inter-

kulturellenÖffnungderStadtNürnbergbeiderZielgruppenochnichtausreichendbe‐          

kanntsind.BeiderEntscheidungfüreineBewerbungkönnenjedochgenaudieseAktivi‐           

täten und Ziele ein ausschlaggebender Faktor für eine Bewerbung sein. Daher empfiehlt

es sich, Informationen zu bereits durchgeführten und geplanten Maßnahmen direkt an

die Zielgruppe zu adressieren.

Zielgruppenorientierte Öffentlichkeitsarbeit

UmdieBewerbungsmotivationzusteigern,isteswichtig,dassdieattraktivenBeschäfti‐          

gungsmöglichkeiten und -bedingungen in der Verwaltung bei der Zielgruppe bekannt

ist.IndermedialenKommunikationkanndiesdurcheineprominenterePlatzierungdie‐          

ser Möglichkeiten auf der www.nuernberg.de – Homepage, der Einbeziehung sozialer

Medien (v.a. Facebook, Instagram) sowie durch die Verwendung einfacher Sprache und/

oder durch Übersetzungen in die jeweiligen Bedarfssprachen gelingen.

Einbeziehung der Zielgruppe

Bei der Entwicklung von Marketingmaßnahmen, wie beispielsweise Imagekampagnen

sollten Menschen mit eigener Zuwanderungsgeschichte systematisch einbezogen werden.

Hier können beispielsweise städtische Beschäftigte mit eigener Zuwanderungsgeschichte

oderVertretungenvonMigrantenorganisationeneineSchlüsselrolleeinnehmen.Zumei‐       

nen könnten aufgrund deren Erfahrung und Kenntnisse die Bedürfnisse der Zielgruppe

genauer erkannt und daraufhin Marketingmaßnahmen passgenauer entwickelt werden.

ZumanderenkönntensiealsBotschafterinnenundBotschafterdieAnliegenderStadt‐          

verwaltungauthentischerkommunizieren.DieslässtsichbesondersdurchdieEinbezie‐        

hung von Beschäftigen mit Zuwanderungsgeschichte in Werbemaßnahmen erreichen.

Darüber hinaus wirken Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auch als Mentorinnen

undMentorenindenjeweiligenCommunitiesundteilenpositiveBewerbungs-undAr‐          

beitserfahrungen.

Ausweitung der Direktansprache

NebenderNutzungzielgruppenspezifischerMedienistdieDirektansprachevonMen‐        

schen mit Zuwanderungsgeschichte eine vielversprechende Marketingmaßnahme. Die

aufsuchende Arbeit durch Mitarbeitende des Personalamts bei Migrantenorganisationen

undVereinenbirgthohesPotential.HierbeikönntenInstitutionenundOrtederBerufs‐          
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orientierung eingebunden werden (Arbeitsagentur, Jugendberufsagentur, Schulen). Für

dieAnsprachespezifischerZielgruppen,wiezumBeispielvonneuzugewandertenMen‐        

schenkönntenunterstützendeAngeboteanBerufsschuleninteressantsein,wiebeispiels‐        

weise Deutschkurse für Nachwuchskräfte.

2.2. Kultursensible Bewerbungsverfahren

EinBewerbungsverfahrenisteinKennenlernensehrunterschiedlicherMenschen,zu‐       

nächstüberschriftlicheUnterlagenundimbestenFallimpersönlichenGespräch.Umdie‐           

sen Prozess kultursensibel zu gestalten, könnten folgende Maßnahmen sinnvoll sein.

Stärkung der Bewerbungsmotivation

UmdieAnzahlderBewerbungenvonMenschenmitZuwanderungsgeschichtezuför‐         

dern, ist es wichtig, der Zielgruppe aktiver als bisher zu signalisieren, dass Bewerbungen

mitausländischenQualifikationenundnicht-muttersprachlichenDeutschsprachkenntnis‐    

senanerkanntundbeimAuswahlverfahrenberücksichtigtwerden.Dieskannbeispiels‐        

weise durch die konkrete Nennung in Stellenausschreibungen erfolgen. Damit alle dem

Stellenprofil entsprechenden Möglichkeiten im Ausschreibungsverfahren berücksichtig

werden, ist eine Beratung der Dienststellen durch das Personalamt denkbar.

Kultursensible Kommunikation

Über das gesamte Bewerbungsverfahren hinweg ist eine kultursensible Kommunikation

aller städtischen Beteiligen bedeutsam, insbesondere aber beim Bewerbungsgespräch.

Dahererscheinteswichtig,dassimBewerbungsprozessinvolviertesPersonalentspre‐        

chende Schulungen durchläuft. Zudem ist ein kultursensibles Feedback für Bewerbende,

dieinderengerenAuswahlwaren,ausschlaggebendfürdieweitereBewerbungsmotiva‐         

tion.

Ausgestaltung und Veröffentlichung der Ausschreibungen

DurcheinekultursensiblereSprachekönnenAusschreibungenfürMenschenmitZuwan‐        

derungsgeschichte ansprechender sein. Um dies zu gewährleisten, wäre es förderlich bei

derFormulierungvonAusschreibungenBeschäftigtemitZuwanderungsgeschichteeinzu‐      

beziehen.ZudemwirkeneineexpliziteErmutigungsklauselundderHinweiszurInterkul‐         

turellenÖffnungermutigend.BeidenVeröffentlichungenkönntendiegenanntenEmp‐        

fehlungen im Abschnitt Personalmarketing (vgl. Unterkapitel 2.1.) unterstützend wirken.

Interkulturelle Kompetenz als Eignungsmerkmal: Entwicklung, Sensibilisierung und Anwendung

Interkulturell kompetentes Verwaltungsdenken und -handeln ist die Grundlage für eine

geöffneteVerwaltunggegenüberdenBürgerinnenundBürgernmitZuwanderungsge‐       

schichte. Für die Etablierung der Interkulturellen Kompetenz als Eignungsmerkmal
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brauchteseinekonkreteDefinitionundPrüfbarkeit.DieAnsätzedesKonzeptsderInter‐           

kulturellen Öffnung der Verwaltung sollten daher weiterverfolgt und dessen Wirkung

evaluiert werden. Beispielweise, inwiefern das Eignungsmerkmal tatsächlich dazu führt,

dass mehr Menschen mit Zuwanderungsgeschichte eingestellt werden (vgl. Unterkapitel

2.4.). Für eine systematische und nachhaltige Anwendung des Eignungsmerkmals durch

die Dienststellen kann es sinnvoll sein, eine konkrete Ansprechperson im Personalamt zu

bestimmen.

Interkulturelle Kompetenz als Eignungsmerkmal:

Möglichkeit der allgemeinen Anwendung in allen Bereichen

Da die Arbeit aller städtischen Dienststellen, unabhängig von direktem Bürgerkontakt,

den Lebensraum der Bürgerinnen und Bürger gestaltet, muss bei allen Neueinstellungen

dieInterkulturelleKompetenzalsEignungsmerkmalmitgedachtwerden.Aufgrunddesbe‐        

deutsamen,positivenEffektesfürdieInterkulturelleÖffnungempfiehltsichdazueinein‐          

tensive Auseinandersetzung innerhalb der Stadtverwaltung. Hilfreich ist der Austausch mit

anderenKommunenausanderenBundesländern(vgl.Unterkapitel2.4).Ausderrechtswis‐         

senschaftlichen Stellungnahme für das Ministerium für Integration Baden-Württemberg

scheintsichdierechtlicheMöglichkeitfürdieallgemeineAnwendungdesEignungsmerk‐         

mals zumindest für die Ausbildung der Verwaltungsfachangestellten zu ergeben.

2.3. Kultursensible Personalentwicklung und -bindung

Neben dem Ziel, mehr Personal mit Zuwanderungsgeschichte neu einzustellen, gilt es

auch das bestehende Personal mit gezielten Maßnahmen weiter zu entwickeln und an

dieVerwaltungzubinden.DiefolgendenAspektesollensowohldieinterkulturelleÖff‐          

nungfördernalsauchdieArbeitsbedingungenfürBeschäftigemitZuwanderungsge‐        

schichte kultursensibel gestalten.

Angebot der Interkulturelle Schulungen

Schulungen zur (Weiter-) Entwicklung der Interkulturellen Kompetenz sind wichtige

Maßnahmen, um den Öffnungsprozess der Kommune voran zu treiben. Unter anderem

fördernsiediekollegialeZusammenarbeitundsensibilisierenfürRassismusundDiskrimi‐         

nierung.DerProjektprozesszeigteInteresseundBedarfbeiBeschäftigtenausdenver‐          

schiedenstenDienststellen(vgl.Kapitel4).EineverpflichtendeTeilnahmekannauchPer‐         

sonenundgegebenenfallsDienststellenfürdasThemasensibilisieren,diebishermögli‐         

cherweise weniger Berührungspunkte damit hatten. Zu diskutieren ist dabei die Frage,

ob eine verpflichtende Teilnahme über die Auszubildenden hinaus für alle Beschäftigten

der Stadt Nürnberg denkbar ist.
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Förderung von Personal mit Zuwanderungsgeschichte in allen Verwaltungsebenen

MitdemZiel,mehrPersonalmitZuwanderungsgeschichtefürdieVerwaltungzugewin‐          

nen,istauchderenRepräsentanzinmittlerenundhöherenVerwaltungsebenenvonBe‐          

deutung. Um den Anteil von Führungskräften mit Zuwanderungsgeschichte zu erhöhen,

brauchteseineAuseinandersetzungderDienststellenunddesPersonalamtsmitmögli‐         

chenstrukturellenBarrierenund/oderpersönlichenHemmnissenderZielgruppe.EinLö‐        

sungsansatz könnte ein spezielles Angebot für Beschäftigte mit Zuwanderungsgeschichte

(analogzumMentoringprogramm"FrauenundFührung“)sein,welchesKarrieremöglich‐       

keiten aufzeigt und Beschäftigte ermutigt, sich beruflich weiterzuentwickeln.

Entwicklung von Empowerment-Strukturen

Mit dem innerstädtischen Netzwerk „Beschäftigte mit Zuwanderungsgeschichte“ existiert

eine wachsende Empowerment-Struktur, innerhalb derer Beschäftigte sich vernetzen und

selbstbestimmt ihre Haltung zur eigenen Tätigkeit und zur Arbeitgeberin reflektieren. So

werden an zentraler Stelle Bedarfe für eine kultursensible Arbeitsumgebung innerhalb

derStadtverwaltunggebündeltundsichtbar.DiesesNetzwerksollteweiterhinalswert‐         

volle,reflektierendeInstanzfürdeninterkulturellenÖffnungsprozessgefördertundwei‐        

terentwickelt werden.

Zuständiges Team im Personalamt

DasProjekthatgezeigt,dassdieInterkulturelleÖffnungnuralsQuerschnittsaufgabeal‐          

lerDienststellenmöglichistunddassvielenotwendigeMaßnahmenengmitdenTätig‐           

keiten des Personalamts verflochten sind. So stellt sich die Frage nach einem zuständigen

TeamimPersonalamt,bestehendausPersonenmitunterschiedlichenfachlichenQualifi‐        

kationen und dem unerlässlichen Kriterium eigener interkultureller Kompetenz, welches

die Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung begleitet und entwickelt.

2.4. Evaluierung

Um das Ziel von mehr Personal mit Zuwanderungsgeschichte zu erreichen und die hierfür

notwendigen Maßnahmen passgenau zu entwickeln, ist deren Evaluation von zentraler

Bedeutung.NursolassensichZielentwicklungennachvollziehenundMaßnahmennach‐        

justieren.

Personalabfrage neuentwickeln

DieAbfragederBeschäftigtennachihremsogenanntenMigrationshintergrundbirgtgro‐        

ßeHerausforderungen.DennochistesfürdasGelingenderinterkulturellenÖffnunges‐          

senziellzuwissen,wievieleMitarbeitendemitZuwanderungsgeschichteinderVerwal‐         

tungbeschäftigtsind.NursolässtsichderFortschrittderinterkulturellenPersonalent‐          

wicklung feststellen. Die Verwaltung sollte sich deswegen mit neuen Möglichkeiten der
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Befragungbefassen.HierzugibtesErfahrungswerteausanderenKommunen,beispiels‐        

weise München oder Gießen (Onomastik-Analyse) (vgl. Unterkapitel 2.4.).

Evaluierung der Anwendung des Merkmals "Interkulturelle Kompetenz"

WiebereitsimUnterkapitel2.2.erläutert,nimmtdasEignungsmerkmalderInterkulturel‐         

len Kompetenz für die interkulturelle Öffnung eine Schlüsselfunktion ein. Es gilt daher,

sowohldieHäufigkeitderAnwendungalsauchdenEffektaufdieEinstellungvonPerso‐            

nal mit Zuwanderungsgeschichte zu evaluieren.

Bereichsspezifische Förderpläne mit Zielsetzungen

DieGegebenheiteninnerhalbderDienststellensindteilweisesehrunterschiedlich.Maß‐        

nahmen zur interkulturellen Öffnung, die in ihrer Reichweite liegen, sollten daher in

FormvonbereichsspezifischenFörderplänenvondenDienststellenselbstentwickeltwer‐        

den.FürdieWirksamkeitisteswichtig,dassdieseMaßnahmenmitZielsetzungenhinter‐           

legt und evaluiert werden. (Beispielweise interkulturelle Schulungen, Repräsentanz von

Personal mit Zuwanderungsgeschichte in allen Verwaltungsebenen).

Austausch mit anderen Kommunen

Die Recherchen im Rahmen des Projektes haben gezeigt, dass die Interkulturelle Öffnung

der Kommune für viele Verwaltungen in Bayern und im Bund ein bedeutsames Ziel ist.

Dementsprechend setzen sich die Kommunen, wie auch die Stadt Nürnberg, mit den

(rechtlichen) Möglichkeiten auseinander. Um einen Überblick über die Möglichkeiten

undSynergieeffektezuschaffen,könntedieStadtNürnbergdenAustauschderKommu‐          

nen initiieren. Beispielsweise mit München, Gießen, Recklinghausen, Berlin.



3. Handlungsempfehlungen zum Ziel
„Erkenntnisgewinn über Bedarfe und
Weiterentwicklung der Dienstleistungen“
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Die Stadt Nürnberg setzt bereits vielfältige Maßnahmen um, welche die Zusammenarbeit

mitBürgerinnenundBürgernmitZuwanderungsgeschichteunterstützenundderenTeil‐        

habeanAngebotenundDienstleistungenerhöhen.ImRahmendesIKÖK-Projektgesche‐        

hens konnten weitere Ansätze identifiziert werden, wie Informationen zu städtischen

Maßnahmen noch direkter bei der Zielgruppe ankommen könnten. Diese Ansätze und

weitere Bedarfe, die während des Projektprozesses deutlich wurden, finden sich in den

folgenden Handlungsempfehlungen wieder.

Übersicht der Empfehlungsfelder

Abbildung 3: Darstellung der Empfehlungsfelder, in denen Handlungsempfehlungen zum Erkenntnis-

gewinn über Bedarfe und Weiterentwicklung der Dienstleistungen vorgeschlagen werden.

Leichterer Zugang

und Transparenz

Zielgruppenorientierte

Behördenkommunikation

Kultursensible

Verwaltungsarbeit

Erkenntnisgewinn
über Bedarfe und
Weiterentwicklung
der Dienstleistungen



3.1. Leichterer Zugang zu Informationen & Transparenz über städtische

Angebote und Dienstleistungen

DamitMenschenmitZuwanderungsgeschichtediestädtischenDienstleistungenundAn‐       

geboteinAnspruchnehmen,istesnotwendigdenZugangzuentsprechendenInformati‐          

onen zielgruppenspezifisch auszurichten und die Übersicht über städtische Angebote und

Dienstleistungen transparent zu gestalten.

Städtische Landingpage zur (Erst-) Orientierung

Im Projektprozess wurde deutlich, dass für nach Nürnberg neuzugezogene Menschen mit

Zuwanderungsgeschichte Informationen zur (Erst-) Orientierung schwer zugänglich sind.

Dies führe in vielen Fällen dazu, dass falsche Informationen in sozialen Medien verbreitet

und die Unkenntnis der Menschen ausgenutzt werden würde. Als Beispiel hierfür wurden

irreführendeHilfestellungenbenannt,wiedasAusfüllenvonFormularenoderdieUnter‐         

stützung durch Sprachmittlung, die gegen teure Bezahlung angeboten werden. Jedoch

gibtesgenaufürdieseHilfestellungenkostenfreieAnlaufstellen.UmdenZugangzuIn‐           

formationen leichter zu gestalten, kann eine zentrale „Landingpage“ dienen, die über

Suchmaschinen leicht auffindbar und auch auf mobilen Geräten gut lesbar ist. Inhaltlich

sollenInformationensowieAnlaufstellensystematischundübersichtlichinBedarfsspra‐       

chen vermittelt werden, beziehungsweise auf entsprechende Internetseiten verweisen,

wiezumBeispielaufdieIntegreat-App.DieseSeitekannbeimBürgeramtbeworbenwer‐           

den, um auch Neuzugewanderte schnell mit Informationen zu versorgen.

Verständlichkeit städtischer Internetseiten

Ergänzend zur Aufbereitung der Informationen zur (Erst-) Orientierung, ist es für die stärkere

Teilhabe wichtig, dass auch die allgemeineren Informationen auf städtischen Internetseiten

verständlich sind. Wie von der Verwaltung geplant, sollten in einfacher Sprache formuliert

und Übersetzungen in Bedarfssprachen verfügbar sein. Diesbezüglich könnte ein Austausch

zwischen den Verantwortlichen und Migrantenorganisationen Synergien schaffen. So können

VerwaltungenbeispielsweisedenKontaktzuMigrantenorganisationensuchen,umzuerfah‐        

ren,obderAufbauunddieaufgeführtenInformationeninstädtischenWebseitenverständ‐          

lichsind.DarüberhinauswäreeineErklärhilfe,beispielsweiseinFormvonmehrsprachigenVi‐           

deoclips, zum Aufbau und zur Navigation der Internetseiten hilfreich.

Stärkerer Einsatz von sozialen Medien

Wie bereits aufgezeigt, stellen soziale Medien einen wichtigen Informationskanal für

Menschen mit Zuwanderungsgeschichte dar. Aus diesem Grund kann die Verwaltung das

Potential der sozialen Medien nutzen, um die Zielgruppe schnell zu erreichen und damit

die Gefahr der Wahrnehmung falscher Informationen einzudämmen. Über viel genutzte

Medien und deren untergliederte Gruppen und Seiten kann eine systematische Abfrage

derjeweiligenZielgruppegenauerenAufschlussgeben.AufdieseWeisekönnenDienst‐         

16
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stellen eigens darüber entscheiden, welche Plattformen in den sozialen Medien für ihre

Angebote am geeignetsten sein könnten.

Mehrsprachige Materialien

In vielen Dienststellen existieren bereits mehrsprachige Materialien, die über Angebote

und Dienstleistungen informieren. Dies wird sowohl aus der Perspektive der Verwaltung

als auch der Zielgruppen förderlich für die Teilhabe eingeschätzt. Aus diesem Grund

empfiehltessich,schrittweiseweitereMaterialieninBedarfssprachenzuübersetzen.Da‐         

mitdiemehrsprachigenMaterialienjeweilsaktuellundschnellgefundenwerdenkön‐         

nen, sollten diese digital und in sozialen Medien zur Verfügung stehen.

Aufsuchende Informationsweitergabe und Einbindung von

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in den Communities

Auch eine aufsuchende Informationsweitergabe birgt großes Potential, um Menschen

mit Zuwanderungsgeschichte zu erreichen und somit deren Teilhabe an Angeboten und

Dienstleistungen zu erhöhen. Gemeint ist die Informationsweitergabe an Orten, wo sich

viele Menschen mit Zuwanderungsgeschichte aufhalten, beispielweise in Vereinen, Cafés,

Einkaufsläden oder auch die persönliche Ansprache zu Hause. Darüber hinaus sollte die

Einbindung von Migrantenorganisationen und Vereinen als Multiplikatoren intensiviert

werden (vgl. Unterkapitel 2.1.), um Informationen in Zielgruppen zu verbreiten, die für

die Verwaltung nur schwer ansprechbar sind. Die Verwaltung kann wiederum von der

Vernetzung profitieren, um Anliegen zu erfahren, die nicht direkt an die Verwaltung

herangetragen werden.

3.2. Zielgruppenorientierte Behördenkommunikation

HinsichtlichderTeilhabeförderungsinddiebisherigenKommunikationswegeund-struk‐       

turen der Verwaltung mit Berücksichtigung der Bedarfe von Menschen mit Zuwander-

ungsgeschichte zu beleuchten und gegebenenfalls weiterzuentwickeln. Hierfür können

die folgenden Empfehlungen Ansätze bieten.

Direktkontakt zu Ansprechpersonen

FürdieInanspruchnahmevonstädtischenDienstleistungenundAngebotenspieltdieEr‐         

reichbarkeitderentsprechendenAnsprechpersoneneinewichtigeRolle.Diesgiltinsbe‐        

sonderefürBeratungsstellen,dieeinewichtigeunterstützendeAnlaufstellefürdieZiel‐         

gruppesind.EinunmittelbarerKontaktzudirektenAnsprechpersonenwürdedabeihel‐         

fen, um Beantragungsprozesse reibungsloser und effektiver zu gestalten.
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Überwindung von Sprachbarrieren

Die Projektbeteiligten zeigten auf, dass mangelnde Deutschkenntnisse von Menschen mit

Zuwanderungsgeschichte und die komplexe Verwaltungssprache zu einer Sprachbarriere

führen,dieeinHauptfaktorfürdiegeringereTeilhabedarstellt.DaherwerdenMaßnah‐          

men zur Überwindung von Sprachbarrieren zwischen Mitarbeitenden und Menschen mit

Zuwanderungsgeschichtealsbesonderswichtigeingeschätzt,umdieerfolgreicheInan‐       

spruchnahmevonAngebotenundDienstleistungenzusteigern.AlskonkreteEmpfeh‐        

lung gilt zum einen die Einrichtung eines Sprachmittlungsdienstes und zum anderen die

SteigerungvonmehrsprachigenBeratungsmöglichkeitendurchdiestädtischenBeschäf‐      

tigten.

Digitale Anwendungen auf Barrieren prüfen

InderDigitalisierungvonZugängenzustädtischenDienstleistungenwirdgroßesPotenzi‐         

alzurSteigerungderTeilhabegesehen(vgl.Unterkapitel3.1.).Aufgrundderdargestell‐          

ten Sprachbarrieren wird empfohlen die Anwendung digitaler Plattformen, wie „Mein

Nürnberg“,aufmöglicheHindernissehinzuprüfen.EinAnsatzpunkt,umdieseAnwen‐          

dungen zugänglicher zu machen, könnten mehrsprachige Erklärhilfen sein, die nicht nur

dasPortalvorstellen,sondernexplizitAngeboteerklären,wiebeispielsweisedasAusfül‐         

len von Online-Formularen. Zum Beispiel in Form von kurzen Videoclips und anderen

bildhaften Darstellungen.

Netzwerkarbeit und Transparenz für gezielte (Verweis-) Beratung

Im Projektprozess wurde die Netzwerkarbeit zwischen der Verwaltung, Beratungsstellen

undMigrantenorganisationenalseinewichtigeGrundlagefürdieInformationsversor‐       

gungundVerweisberatungbetont.InvielenBereichenfunktioniertderAustauschbe‐         

reitsgut.AllerdingswurdeeinegebündelteKommunikation(E-Mailverteiler)überaktu‐        

elle Angebote und Ansprechpersonen gewünscht, welche die bisherigen Möglichkeiten

noch verbessern könnten. Zudem wäre es für die erfolgreiche Beratung von Menschen

mitZuwanderungsgeschichteunddamitauchfürderenTeilhabewichtig,wenndieVer‐          

waltung transparenter über Verwaltungsabläufe kommunizieren würde. Konkret wurden

BearbeitungszeitvonAnträgengenannt,vorallemwenndiesemitFristenandererAnträ‐          

ge verbunden sind.
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3.3. Kultursensible Verwaltungsarbeit

Der Projektprozess zeigte zudem die hohe Bedeutung kultursensiblen Denkens und Handelns

sowohl der Verwaltungsinstitution als auch der einzelnen Beschäftigten auf (vgl. Kapitel 4).

Förderung der interkulturellen Kompetenz

Für die Teilhabe, aber auch für eine reibungslose Verwaltungsarbeit im Allgemeinen, ist

es förderlich, kommunikations- und kulturbedingte Missverständnisse und Konflikte zu

vermeiden. Daher sind Maßnahmen zur Förderung der interkulturellen Kompetenz eine

wichtigeEmpfehlung.NebenderBerücksichtigungbeiderPersonaleinstellung(vgl.Kapi‐        

tel2)solltenhierzubedarfsorientierteSchulungenangebotenwerden.Umdenunter‐         

schiedlichen Gegebenheiten in den Dienststellen gerecht zu werden, empfiehlt es sich,

dassdieDurchführendenvorderSchulungmitdenFührungskräftenvorbereitendeGe‐         

sprächeführenundauchmitdenMitarbeitendenüberFragenundErwartungenspre‐          

chen.ErgänzendzudenSchulungensindauchinterkulturelleQualifizierungsmaßnah‐       

meninFormvonFortbildungenoderVorträgenmitspeziellemFokusdenkbar,beispiels‐          

weise auf Personalführung. Da die Arbeit aller städtischen Dienststellen den Lebensraum

der Bürgerinnen und Bürger gestaltet, werden die Schulungen für alle Mitarbeitenden

empfohlen - unabhängig davon, ob Mitarbeitende direkten Bürgerkontakt haben.

Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen

EbensowiebeiderFörderungvonPersonalmitZuwanderungsgeschichtespieltdieEin‐          

bindung von Migrantenorganisationen für die Teilhabe eine besondere Rolle. Bezüglich

des Zugangs zu Informationen über Dienstleistungen und Angebote wurde bereits deren

Multiplikatorinnen- und Multiplikatorenfunktion herausgestellt. Darüber hinaus kann

durchdieZusammenarbeitdieEntwicklungvonbestimmtenAngebotenundDienstleis‐        

tungen gezielter entsprechend der aktuellen Bedarfe erfolgen. Eine solche kultursensible

Berücksichtigung kann wiederum die Teilhabe erhöhen. Aus diesem Grund empfiehlt das

ProjektdensystematischenundregelmäßigenAustauschzwischenrelevantenDienststel‐       

len und Migrantenorganisationen.

Bessere Bekanntmachung der Antidiskriminierungsstelle

Die Stadt Nürnberg sendet mit der Etablierung der Antidiskriminierungsstelle, die beim

Menschenrechtsbüro angesiedelt ist, ein wichtiges Signal für eine kultursensible Haltung.

Projektbeteiligtewertschätzten,dasssichPersonen,dieeineUngleichbehandlungvermu‐       

ten, an eine städtische Stelle wenden können. Da jedoch die Einschätzung besteht, dass

dieAnlaufstellebeiMenschenmitZuwanderungsgesichtenochnichtausreichendbe‐        

kannt ist, wären entsprechende Werbemaßnahmen ratsam.



Bestandsaufnahme

• Partizipative und ganzheitliche
Ist-Stand-Analyse mit verwaltungs-
internen und -externen Agierenden,
um die laufenden Maßnahmen
zu erfassen

•BenennungvonGelingensbedingun‐  
gen und Identifikation von möglichen
Stolpersteinen

Erstellung
vonHandlungs‐
empfehlungen

• Zusammenführung
und Aufbereitung
derHandlungsempfeh‐
lungen

• Veranstaltung mit allen
beteiligten Akteurinnen
und Akteuren zur
ReflexionderHand‐ 
lungsempfehlungen

Konzeption
& Transfer

•ErstellungeinesTrans‐  
ferkonzeptsundVor‐ 
stellungderHand‐ 
lungsempfehlungen

•Veranstaltungfürinter‐  
essierte Kommunen

Interkulturelle Schulungen

• Durchführung der bedarfsorientierten
Schulungen durch die InkuTra (AWO)

•DieTrainingsbeleuchtendiestruktu‐    
rellen Rahmenbedingungen unter
dem Aspekt interkultureller Vielfalt

Ziel des Projekts „Interkulturelle Öffnung in Kommunen“ (IKÖK) war es, Maßnahmen für

eineinterkulturelleÖffnungzuerprobenund(weiter-)zuentwickeln.ImLaufedesPro‐           

jektgeschehens wurden in einem ganzheitlichen und partizipativen Prozess die bisherigen

Öffnungsschritte der Nürnberger Stadtverwaltung evaluiert.

4.1. Beschreibung des Projektgeschehens

Überblick über den Projektprozess

4. Beschreibung des Projektgeschehens
und die Bedeutung der
Interkulturellen Schulungen
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Die aus der Bestandsaufnahme und der Interkulturellen Schulungen gewonnen Impulse

flossen in Handlungsempfehlungen für die Stadt Nürnberg ein (vgl. Kapitel 2 und 3).

Überdies werden die Erfahrungen der gesamten Projektphase als Transferprodukt für

interessierte Kommunen veröffentlicht.

Abbildung 4: Darstellung der einzelnen Phasen im Projektprozess.
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Abbildung 5: Darstellung der einzelnen Beteiligtengruppen und Beteiligungsformate.

Zielsetzung und beteiligungsorientierte Bestandsaufnahme

Die mit der interkulturellen Öffnung einhergehenden Ziele im Projekt IKÖK waren:

Beitrag zur Erhöhung des Anteils an Personal mit Zuwanderungsgeschichte

Neue Erkenntnisse über die Bedarfe der Bürgerinnen und Bürger mit

Zuwanderungsgeschichte gewinnen, um das Dienstleistungsangebot der

Stadt Nürnberg weiterzuentwickeln

Um diese Ziele erreichen zu können, war der Projektprozess auf eine breite Beteiligung

von relevanten Akteuren innerhalb und außerhalb der Verwaltung ausgerichtet. Dabei

erfolgte die Beteiligung in unterschiedlichen Formaten (siehe Abbildung: 5).

Übersicht über die Beteiligungsformate im Projekt

•
•

So wurden insgesamt sieben leitfadengestützte Interviews mit Dienststellen geführt, die

Einblick in die bisherigen Maßnahmen und Angebote zur interkulturellen Öffnung der

Verwaltung lieferten (siehe Abbildung 6).

Verwaltungs-
dienststellen

Akteure der Wirtschaft
& Beratung

Städtische
Beschäftigte mit

Zuwanderungsgeschichte

Migrations-
beratungsstellen

• Leitfadengestützte Interviews
mit Leitungspersonal (7)

• Expertenworkshops (7)
• Schriftliche Befragung (3)

Migranten-
organisationen

?
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FürdieBeteiligungvoninternenundexternenExpertinnen-undExpertengruppenwur‐         

deninsgesamtsiebenWorkshopsveranstaltet[NetzwerkstädtischerBeschäftigtermitZu‐        

wanderungsgeschichte (3), Migrantenorganisationen (2) und Akteurinnen und Akteure

der Wirtschaft und Beratung (1), Teilnehmende Interkultureller Schulungen (1)] (siehe

Abbildung 7).

Übersicht über die leitfadengestützten Interviews und Auswahl genannter Maßnahmen

Abbildung 6: Darstellung der beteiligten Dienststellen und Auswahl an genannten Maßnahmen

zur interkulturellen Öffnung.

Übersicht über die Beteiligung der Expertinnen- & Expertengruppen

Abbildung 7: DarstellungderinhaltlichenSchwerpunktederWorkshopsmitdenver‐       

schiedenen Expertinnen- und Expertengruppen.

Leitfadengestützte
Interviews mit
Leitungspersonal mit:

• Amt für Kultur

und Freizeit

• Amt für Migration

und Integration

• Bürgeramt Nord, Ost, Süd

• Inter-Kultur-Büro

• Jugendamt

• Personalamt

• Sozialamt

• Verwendung mehrsprachiger
Informationsmaterialien und
Erklärvideos

• Einsatz der Integreat App
• Vernetzung mit Beratungs-
stellen, Vereinen und
Migrantenorganisationen

• (Teilweise) Übersetzungs-
angebote durch städtische
Beschäftigte

Auswahl der
genannten Maßnahmen
zur Interkulturellen
Öffnung:

Netzwerk städtischer Beschäftigter
mit Zuwanderungsgeschichte

Akteure der Wirtschaft & Beratung

Teilnehmende interkultureller
Schulungen

Migrantenorganisationen

• Einstellungsverfahren

• Konzept „Interkulturelle Öffnung der Verwaltung“

• Veränderungsbedarfe und Empfehlungen

• Zugang zu städtischen Dienstleistungen

• Zugangsbarrieren und Hemmungen

• Veränderungsbedarfe und Empfehlungen

• Beschäftigung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte

• Zugangsbarrieren und Hemmungen

• Veränderungsbedarfe und Empfehlungen

• Persönliche Teilnehmendenerfahrung

• Reflexionen in Bezug auf Arbeitstätigkeit

• Veränderungsbedarfe und Empfehlungen

G
ru
n
d
la
g
e
fü
r
d
ie

H
a
n
d
lu
n
g
se
m
p
-

fe
h
lu
n
g
e
n
zu
r
W
e
it
e
re
n
tw

ic
k
lu
n
g

d
e
r
In
te
rk
u
lt
u
re
ll
e
n
Ö
ff
n
u
n
g



23

Begleitung des Projektes

Füreinekritisch-konstruktiveBegleitungdesProjektvorhabenswurdezuBeginnderPro‐         

jektarbeit ein Projektbeirat eingerichtet. Vertreten waren hier innerstädtische Stellen

undexterneEinrichtungenmitengemBezugzumThemenfeldIntegration.DieProjekt‐         

beiratsmitglieder begleiteten die Projektarbeit aus den verschiedenen institutionellen

SichtweisenihrerOrganisationenundberietendasBildungsbüroüberdengesamtenPro‐         

jektverlauf in den einzelnen Phasen der Umsetzung.

4.2. Bedeutung der Interkulturellen Schulungen

DadenInterkulturellenSchulungeneinebesondereBedeutunghinsichtlichdeskommu‐        

nalen Öffnungsprozesses zukommen, werden diese an dieser Stelle nochmals gesondert

betrachtet.

ImRahmendesIKÖK-ProjektesbotderAWOKreisverbandNürnberge.V.alsKooperations‐          

partnerbedarfsorientierteinterkulturelleSchulungenfüralleBeschäftigtenderStadtNürn‐        

berg und der Verwaltungen innerhalb der Europäischen Metropolregion Nürnberg an.

Übersicht über die Mitglieder des Projektbeirates

MigrationsberatungsstellensindzentraleOrte,umBürgerinnenundBürgermitZuwan‐        

derungsgeschichtezuerreichen.DaherfandeineschriftlicheBefragungderMigrations‐        

beratungsstellen von drei Wohlfahrtsverbänden statt.

DurchdieBeteiligungvonDienststellen,Migrationsberatungsstellenundinternenundex‐        

ternen Expertinnen- und Expertengruppen konnte Wissen gewonnen werden, das als Basis

für die Handlungsempfehlungen für eine interkulturelle Öffnung der Verwaltung diente.

• Koordinierungsgruppe Integration:

Michael Trommer (Personalamt)

Emek Sarıgül (Koordination Integrationsprogramm)

Dominik Hilse (Wirtschaftsreferat)

• Jobcenter:

Sabine Schultheiß

• Handwerkskammer:

Nina Kielmann (Berufsqualifikation

& Fachkräfteeinwanderung)

• Industrie- und Handelskammer:

Susanne Wagner (Geschäftsbereich Berufsbildung

Integrationsberatung)

• Faire Mobilität (Deutscher Gewerkschaftsbund):

Marius Hanganu (Berater für Arbeitsmigrant/innen )

• Wohlfahrtsverbände:

Gisela Woitzik-Karamizadeh

(Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Nürnberg e.V.)

• Integrationsrat:

Ilhan Postaloğlu (Vorsitzender)
• Amt für Kommunikation

und Stadtmarketing:

Berlind Bernemann

• Migrantenorganisationen:

Zühre Özdemir-Hohn



Stark nachgefragte

Schulungsthemen

„Darf ich das noch sagen?“

Reflexion sprachlicher

Diskriminierung

„Wo beginnt Rassismus?“

Strukturelle Diskriminierung

erkennen

„Toleranz und ihre Grenzen“

Widerspruchstoleranz als

Kernkompetenz in

interkulturellen Situationen

„Meine Werte – Deine Werte!?“
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Übersicht über Themenbereiche der angebotenen Interkulturellen Schulungen

Abbildung 8: Darstellung der fünf Themenbereich der interkulturellen Schulungen

und deren Zielsetzung.

AlleSchulungsbereicheund-methodenwarensogewählt,dasssieProzessederkulturel‐          

len Eigenreflexion anregen und Perspektivenwechsel ermöglichen. Ferner hatten sie das

Ziel,bestimmteZugangs-undAusgrenzungsmechanismenimkonkretenKontaktzwi‐       

schenstädtischenBeschäftigtenundBürgerinnenundBürgernmitZuwanderungsge‐       

schichtezuerkennenundzureflektieren.AufdieseWeisekonntenindividuelleHand‐          

lungsstrategienanhandvonPraxisbeispielenerweitertwerden,umzukünftigkommuni‐       

kations- und kulturbedingte Missverständnisse und Konflikte zu vermeiden.

Übersicht zu nachgefragten interkulturellen Schulungsthemen

Abbildung 9: Darstellung der Schulungsthemen, die stark nachgefragt wurden.
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Rückmeldungen im Kontext des Prozesses der interkulturellen Öffnung

Die Schulungen gaben einen Einblick in den aktuellen Diskussions- und Wissensstand der

städtischen Beschäftigten. Darüber hinaus wurden die Bedürfnisse und Bedarfe deutlich.

So kann für die Teilnehmenden festgestellt werden, dass ein allgemeiner Wunsch nach

mehr Kultursensibilität innerhalb der Verwaltung besteht. Dies beinhaltet sowohl das

Verhalten gegenüber Bürgerinnen und Bürgern als auch im eigenen Kolleginnen- und

Kollegenkreis. Damit einhergehend möchten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die

persönlicheUnsicherheitimUmgangmitBürgerinnenundBürgermitZuwanderungsge‐        

schichte überwinden und sich mit aktuellen gesellschaftlichen Diskussionen beschäftigen.

Um dies in der Praxis umzusetzen, äußerten Teilnehmende den Wunsch einer konkreten

AnsprechpersonbeziehungsweiseAustauschmöglichkeitenunterKolleginnenundKolle‐     

gen für interkulturelle Themen in den einzelnen Dienststellen. Hohe Arbeitsbelastung

undZeitdruckwurdenamhäufigstenalsFaktorenbenannt,dieeineadäquateBeschäfti‐          

gung mit Fragestellungen der interkulturellen Öffnung behindern.

DieTeilnehmendenwünschensichaucheinehöhereVerbindlichkeitbezüglichderTeil‐         

nahmeanInterkulturellenSchulungenunddieausdrücklicheEinbeziehungvonLeitungs‐        

kräften.InwieweitSchulungenfüralleverpflichtendseinsollten,dazugabesunter‐          

schiedlicheMeinungen.JedochseieinestärkereinterneBewerbungunddeutlicheKom‐         

munikation von Seiten der Leitungsebene wünschenswert. Es soll signalisiert werden,

dass die Teilnahme und somit fachliche Weiterentwicklung im Themenfeld interkulturelle

Öffnung ein wichtiger Bestandteil des jeweiligen Arbeitsfeldes ist.

Es zeigte sich, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die von ihren Dienststellen zur

Teilnahme verpflichtet wurden, mit Vorbehalten („Belehrungspädagogik“) und gewissen

Ängsten(„Rollenspiele“)dieSchulungbesuchten.DiesewurdenindenjeweiligenFeed‐         

backrunden anschließend von den Teilnehmenden ehrlich geäußert („eigentlich wollte

ich mich krankmelden, war ganz anders als befürchtet, besser als erwartet, hat sogar

Spaßgemacht,kannwasfürmichmitnehmen“).ZumeinenzeigendieseRückmeldun‐          

gen, dass auch eine verpflichtende Fortbildung einen positiven Effekt erzielen kann. Zum

anderenmachensiedeutlich,dassderSeminartitel„InterkulturelleSchulungen“vonSei‐         

tenderBeschäftigtendurchVorerfahrungenundBefürchtungennichtimmerpositivbe‐         

haftetistundabschreckendwirkenkann.AlternativdazukönntediekonkretereBenen‐          

nung von Seminarinhalten im Titel bei Beschäftigten mehr Interesse wecken.
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DerIKÖK-Projektprozesszeigteauf,dassdieStadtNürnbergbereitswichtigeMaßnah‐         

menhinzueinerinterkulturellgeöffnetenVerwaltungumsetzt.DieimProjektentwi‐          

ckeltenHandlungsempfehlungenstehenimDialogmitdemstädtischenIntegrationspro‐       

gramm und versuchen Impulse zu seiner Weiterentwicklung zu geben. Für das weitere

GelingenderinterkulturellenÖffnungistdiebreiteundaktiveBeteiligungderMitarbei‐          

terinnen und Mitarbeiter der Stadt Nürnberg am Projekt IKÖK positives Indiz. Es ergaben

sich aufschlussreiche Einblicke in die Verwaltungsarbeit und wichtige Anregungen für

den Öffnungsprozess.

Darüber hinaus zeigte der Prozess mit Migrantenorganisationen, Beratungsstellen und

AkteurenderWirtschaft,dasseineinterkulturellaufgeschlosseneVerwaltungfürdasge‐         

sellschaftlicheMiteinanderunerlässlichist.Eswurdedeutlich,dassBürgerinnenundBür‐         

gerdieNürnbergerVerwaltunginTeilenbereitsalsoffenwahrnehmen,jedochdieNot‐           

wendigkeit weiterer Öffnungsschritte sehen.

DievorliegendenHandlungsempfehlungenversuchendemAnspruchallerProzessbetei‐      

ligtengerechtzuwerden,derenBeitragundMitwirkenwertzuschätzenunddieBedeu‐          

tung des interkulturellen Öffnungsprozesses herauszustellen.

5. Zusammenfassung
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